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			Chaos bei Siegesparade

			WM-Feier in Buenos Aires musste abgebrochen werden
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			Der Bus mit den WM-Helden müht sich durch die Massen. (Foto: dpa)

			Buenos Aires (dpa/mc) - Am Ende gab es unschöne Bilder: Stunden nach dem aus Sicherheitsgründen erfolgten Abbruch der Siegesfeier für den WM-Titel der argentinischen Nationalmannschaft kam es in Buenos Aires zu Zusammenstößen. Wie der Fernsehsender TN berichtete, wurden insgesamt 60 Menschen verletzt, 23 wurden festgenommen. Auf Fotos war zu sehen, wie Einsatzkräfte mit Helmen und Schildern geschützt in Formation rund um den Obelisken standen, um den herum Fußball-Fans traditionell Siege feiern. Den Angaben zufolge handelte es sich aber um isolierte Vorfälle, als der größte Teil der Menschen schon nicht mehr vor Ort war. 

			Laut Medienberichten hatten geschätzt fünf Millionen Menschen auf den Straßen der Stadt gefeiert und versucht, bei einer Parade einen Blick auf das Weltmeister-Team um Lionel Messi zu erhaschen. Weil der Bus so langsam vorankam, wurden die Spieler in Hubschraubern über Buenos Aires geflogen. Es gab Kritik am Verhalten der Sicherheitskräfte und der mangelhaften Organisation. Dabei schien alles für eine rauschende Party an einem strahlenden Sommertag gemacht zu sein, den Präsident Alberto Fernández zuvor zum Nationalfeiertag erklärt hatte.

			Es spielten sich chaotische Szenen ab. Die Fans strömten auf Brücken und die Stadtautobahn, viele kletterten auf Ampeln und Verkehrsschilder. Bei rund 30 Grad warteten die Fans in der prallen Sonne stundenlang auf die Ankunft der Nationalmannschaft, die von ihrem Quartier im Vorort Ezeiza aufgebrochen war. Der U-Bahn-Verkehr in der Stadt wurde eingestellt. Die Fluggesellschaft Aerolíneas Argentinas warnte aufgrund des Verkehrschaos vor Problemen mit verspäteten Flügen. Auch die Mobilfunknetze waren zeitweise überlastet. 

			Messi saß auf dem Bus auf einer Erhöhung mit vier seiner Mitspieler, trank immer mal wieder was aus einem Glas und winkte den euphorischen Fans zu. Dabei wurde auch der goldene WM-Pokal präsentiert. Bei Instagram veröffentlichte der siebenmalige Weltfußballer ein Video mit Szenen seiner Karriere. „Ich hatte immer den Traum, Weltmeister zu werden, und ich wollte nicht aufhören, es zu versuchen, auch wenn ich wusste, dass es vielleicht nie passieren würde“, schrieb er dazu. Mittelfeldspieler Thiago Almada veröffentlichte bei Instagram ein Foto von Messi mit dem Pokal auf dem Dach des Busses, Rodrigo de Paul ein Video von den singenden und feiernden Spielern.

			Der Bus kam aufgrund der Menschenmassen aber nur schleppend voran. Als dann noch zwei Fans von einer Brücke auf den fahrenden Bus mit den Champions sprangen und einer von ihnen auf die Straße stürzte, brachen die Sicherheitsbehörden die Parade ab. Die Spieler im Bus hatten noch versucht, die Springer per Handzeichen von ihrem Vorhaben abzubringen. Der zweite Mann landete auf dem hinteren Teil des Busses, rutschte ab und stürzte auf die Straße. Ob er sich dabei verletzte, war zunächst unklar. 

			Der Bus, der gerade erst die Stadtgrenze überschritten hatte, fuhr zum Parque Roca im Stadtteil Villa Soldati, wo die Spieler in die Hubschrauber umstiegen.

			Claudio „Chiqui“ Tapia, der Vorsitzende des argentinischen Fußballverbands AFA, beschwerte sich über den Abbruch der Siegesparade: „Sie lassen uns nicht zu all den Menschen, die am Obelisken waren. Dieselben Sicherheitskräfte, die uns eskortiert haben, lassen uns nicht weiterziehen.“ Der nationale Sicherheitsminister Aníbal Fernández betonte hingegen, dass es es angesichts der Menschenmassen unverantwortlich gewesen wäre, den Mannschaftsbus in Richtung Innenstadt weiterfahren zu lassen.

			Vergeblich wartete so auch Staatspräsident Alberto Fernández darauf, die Spieler in der Casa Rosada begrüßen zu können. Hiesige Medien berichteten indes darüber, dass es ohnedies fraglich gewesen wäre, ob die WM-Helden der Einladung des Staatschefs gefolgt wären. So erklärte Tapia, man wolle den sportlichen Erfolg nicht politisch vereinnahmen lassen. Zwischen dem AFA-Boss und dem Staatspräsidenten stimmte schon vorher die Chemie nicht, seitdem Fernández im Vorjahr die Copa América in Argentinien wegen der Corona-Pandemie absagen ließ.
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			Umjubelter Auftritt

			Selenskyj dankte US-Amerikanern im Kongress

			[image: ]

			Der ukrainische Präsident Wolodymyr Selenskyj  gibt sich siegessicher. (Foto: dpa)

			Washington (dpa) - Mit einer eindrucksvollen Rede vor dem US-Kongress hat der ukrainische Präsident Wolodymyr Selenskyj unter dem Jubel der Abgeordneten den Vereinigten Staaten für ihre Unterstützung gegen den russischen Angriffskrieg gedankt. „Trotz aller Widrigkeiten und Untergangsszenarien ist die Ukraine nicht gefallen. Die Ukraine ist gesund und munter“, sagte Selenskyj am Mittwoch vor den beiden Kammern des Parlaments in der US-Hauptstadt Washington bei seiner ersten offiziellen Auslandsreise in Kriegszeiten. Immer wieder flammte in den Reihen Applaus auf. Der Ukrainer betonte die historische Bedeutung des Verteidigungskampfes für die Demokratie. Er machte aber deutlich, dass es für einen Sieg seines Landes weitere schwere Waffen brauche. Am heutigen Freitag ist Tag 303 des Krieges.

			Die USA sind der wichtigste Verbündete der Ukraine bei der Verteidigung gegen Moskau. Seit dem Amtsantritt von US-Präsident Joe Biden hat die US-Regierung Kiew Militärhilfe in Höhe von knapp 22 Milliarden US-Dollar bereitgestellt. Es verwunderte daher nicht, dass Selenskyj sich für seine erste Auslandsreise seit Beginn des Krieges Washington ausgesucht hat. Biden nutzte das Treffen, um Kiew die Lieferung des Patriot-Flugabwehrsystems zuzusagen. Das Luftverteidigungssystem dürfte Russlands Angriffe mit Raketen und Drohnen auf die zivile Infrastruktur in der Ukraine erschweren.

			Der ukrainische Präsident betonte vor den Demokraten und Republikanern im Kongress, dass die Militärhilfe nicht abreißen dürfe. „Die Ukraine hat die amerikanischen Soldaten nie gebeten, an unserer Stelle auf unserem Land zu kämpfen. Ich versichere Ihnen, dass ukrainische Soldaten amerikanische Panzer und Flugzeuge perfekt selbst bedienen können“, sagte er. Aber die bislang gelieferte Artillerie reiche nicht aus. „Ihr Geld ist keine Wohltätigkeit, es ist eine Investition in die globale Sicherheit und Demokratie, mit der wir auf höchst verantwortungsvolle Weise umgehen“, versicherte er. Die Republikaner hatten zuletzt angedeutet, bei den Ukraine-Hilfen auf die Bremse treten zu wollen.

			Selenskyj machte klar, dass es bei dem Krieg gegen die Ukraine nicht nur um das Schicksal der Ukrainer gehe. „Der Kampf wird definieren, in welcher Welt unsere Kinder und Enkelkinder leben werden, und dann ihre Kinder und Enkelkinder“, warnte er. Ein russischer Angriff gegen Verbündete sei nur eine Frage der Zeit. Die Welt sei zu sehr vernetzt, als dass sich irgendjemand sicher fühlen könne, wenn der russische Angriff weiterginge. „Ukrainischer Mut und amerikanische Entschlossenheit“ müssten die Zukunft der Freiheit garantieren.

			Der ukrainische Präsident fand in seiner Rede immer wieder eindringliche Worte und betonte das Durchhaltevermögen seiner Landsleute. Die Ukrainer hätten keine Angst - und niemand auf der Welt sollte sie haben, sagte er. „Sie haben viel mehr Raketen und Flugzeuge als wir je hatten, das stimmt, aber unsere Verteidigungskräfte stehen.“ Die Ukraine werde niemals kapitulieren.
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			Krise überschattet Weihnachtsfest

			Regierung und Opposition liegen sich in Spanien in den Haaren
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			Weihnachtsbaum am Plaza Mayor.

			Madrid (dpa/jr) - Auch die Spanier hasten in diesen Tagen durch überfüllte Einkaufszentren, um letzte Besorgungen für das Weihnachtsfest zu erledigen. Größte Sorge sind dabei die stark gestiegenen Preise und Ebbe im Portemonnaie. Eigentlich. Denn eher ungläubig beobachten die Menschen ein Spektakel, das die Politik in diesen Tagen aufführt, wie der angesehene Chefredakteur der Zeitung „La Vanguardia“, Jordi Juan, schrieb. Der Streit über die seit 2018 von der konservativen Opposition blockierte Erneuerung der Justizspitzen ist extrem eskaliert.

			Kommentatoren sehen die institutionellen Grundfesten der spanischen Demokratie in Gefahr. In diesem Punkt sind sich Regierung und Opposition zur Abwechslung sogar einmal einig. Aber bei der Frage, wer Schuld an dem Schlamassel ist, endet jede Gemeinsamkeit.

			Worum geht es eigentlich? Kurze Antwort: Um den Einfluss der Politik auf die Justiz. Die linke Regierung von Ministerpräsident Pedro Sánchez (PSOE) wollte vor dem Superwahljahr 2023 im Eilverfahren die konservative Richtermehrheit im Verfassungsgericht ändern. Denn diese Richter hätten sich „im Gericht verschanzt“, wie PSOE-Parlamentssprecher Patxi López kritisierte. Die Regierung fürchtet, dass die konservativen Richter reihenweise Prestigeprojekte der Regierung kippen und ihr so den Wahlkampf verhageln könnten.

			Deshalb wollte die Regierung den Modus ändern, nach dem Verfassungsrichter im Justizrat CGPJ gewählt werden. Dieser Kontrollrat fällt keine Urteile, sondern ernennt unter anderem Richter der obersten Gerichte. Dieses Gremium, das auch als „Regierung der Justiz“ bezeichnet wird, ist selbst seit 2018 nur noch geschäftsführend im Amt, weil sich Regierung und Opposition nicht auf eine eigentlich vom Gesetz vorgeschriebene Erneuerung einigen konnten.

			Der Justizrat darf alle drei Jahre zwei Verfassungsrichter wählen, die Regierung zwei weitere benennen. Da die vier neuen Richter aber nur zusammen ihre Ämter antreten dürfen, blockierte die konservative Mehrheit im Justizrat das Verfahren, indem sie keine eigenen Kandidaten benannte oder wählte. Also konnten die von der Regierung benannten Richter ihre Ämter nicht antreten. Diese Blockade will die Regierung beenden, indem eine einfache Mehrheit statt der bisher geltenden Dreifünftel-Mehrheit für die Richterwahl im Justizrat reichen soll.

			Die PP rief das Verfassungsgericht aber nicht wegen dieser Änderung an, sondern weil sie ihre parlamentarischen Rechte durch das Eilverfahren verletzt sah, mit dem die Regierung die Änderung durchs Parlament bringen wollte. Zudem habe die Regierung mit den Strafmilderungen für katalanische Separatisten und der Justizreform völlig verschiedene Themen in einem Gesetzespaket vermengt, was nicht zulässig sei.

			Die konservative Mehrheit der Richter entschied dann so, wie es erwartet wurde und die PP beantragt hatte: Sie verbot dem Parlament erstmals seit der Rückkehr Spaniens zur Demokratie nach der Franco-Diktatur, ein Gesetzgebungsverfahren fortzusetzen. Damit griff sie in die Rechte des vom Volk gewählten Parlaments ein. PP-Chef Alberto Núñez Feijóo freute sich, damit sei „die Demokratie gestärkt“ worden. Der sozialistische Abgeordnete Felipe Sicilia hingegen verstieg sich zu einem Vergleich mit dem gescheiterten Putsch von 1981 durch Teile der Guardia Civil und des Militärs.

			Auch Sánchez warf der Volkspartei einen Angriff auf die Demokratie vor. „Die PP maßt sich Macht an, die ihr die Wähler gar nicht verliehen haben“, sagte er. Die Regierung und die sie im Parlament unterstützenden kleineren Parteien wollen die Justizreform so schnell wie möglich erneut ins Parlament einbringen.
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			Weltnachrichten

			AFGHANISTAN

			Frauen aus Unis verbannt

			Kabul - Die islamistischen Taliban haben in Afghanistan Frauenrechte erneut drastisch beschnitten: Frauen dürfen ab sofort keine Universitäten mehr besuchen. In einer Regierungserklärung wurden alle privaten und öffentlichen Universitäten angewiesen, das Bildungsverbot bis auf weiteres durchzusetzen. Die Mitteilung wurde vom Ministerium für Höhere Bildung am Dienstag geteilt und lag der Deutschen Presse-Agentur vor. Unterzeichnet wurde die Erklärung vom amtierenden Minister Scheich Neda Mohammed Nadim. Eine Begründung gab es nicht. Der Minister soll dem Taliban-Führer Haibatullah Achundsada nahestehen.

			JAPAN

			Historischer Kurswechsel

			Tokio - Japan reagiert mit einer massiven militärischen Aufrüstung auf das Machtstreben Chinas und die Bedrohung durch Nordkorea. Die Regierung von Ministerpräsident Fumio Kishida beschloss am Freitag vergangener Woche eine historische Änderung der japanischen Sicherheitsstrategie: In Abkehr von der bislang ausschließlich auf Verteidigung ausgerichteten Sicherheitsdoktrin will sich der US-Verbündete künftig in die Lage versetzen, feindliche Raketenstellungen auszuschalten. Rund 43 Billionen Yen (297 Milliarden Euro) will Japan über die nächsten fünf Jahre für Verteidigung ausgeben. Der Wehretat soll sich statt bisher auf ein künftig auf zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts belaufen. Der Kurswechsel geschieht angesichts eines Sicherheitsumfelds, das die Regierung als das „ernsteste und komplizierteste“ seit dem Zweiten Weltkrieg beschreibt. Das militärische Auftreten Chinas in der Region stelle „die größte strategische Herausforderung“ aller Zeiten dar, heißt es in dem neuen Sicherheitspapier.

			IRAN

			Alidoosti verhaftet

			Teheran - Im Iran ist die bekannte iranische Schauspielerin Taraneh Alidoosti im Zusammenhang mit den mittlerweile drei Monate anhaltenden Protesten verhaftet worden. Der 38-Jährigen wurde nach Angaben der regierungsnahen Nachrichtenagentur Tasnim „Verbreitung von Falschinformationen und Unterstützung von konterrevolutionären Kreisen“ vorgeworfen. Darauf steht meist eine langjährige Haftstrafe. Die Verhaftung erfolgte demnach am Samstagabend. Alidoosti gehört zu den bestbezahlten und international erfolgreichsten iranischen Schauspielerinnen. Vergangenen Monat hatte sie auf ihrer Instagram-Seite ein Foto von sich ohne das im Iran obligatorische Kopftuch veröffentlich und sich so öffentlich mit der neuen Frauenbewegung und den systemkritischen Protesten solidarisiert.

			ISRAEL

			Regierungskoalition steht

			Jerusalem - Israels designierter Ministerpräsident Benjamin Netanjahu strebt eine rasche Vereidigung seiner neuen rechts-religiösen Regierung an. Sein Ziel sei es, dies noch kommende Woche zu schaffen, sagte der 73-jährige Vorsitzende der rechtskonservativen Likud-Partei dem Staatspräsidenten Izchak Herzog am Mittwoch. Formell muss dies spätestens bis zum 2. Januar geschehen. Erstmals in der Geschichte Israels werden auch rechtsextreme Kräfte an der Regierung beteiligt sein. Neben Netanjahus Likud-Partei sind künftig das rechtsextreme Religiös-Zionistische Bündnis sowie zwei strengreligiöse Parteien in der Koalition vertreten. Mehrere Ministerposten sollen mit umstrittenen Politikern besetzt werden.

			CHINA

			Corona-Wellen bis März

			Shanghai - Wegen des massiven Corona-Ausbruchs in China haben Grund- und Mittelschulen sowie Kindergärten und Kindertagesstätten in Shanghai seit Montag wieder geschlossen. Die Schüler machen Online-Unterricht, wie die Bildungsbehörden der Hafenmetropole mitteilten. Hingegen können Oberschüler wählen, ob sie weiter zur Schule gehen oder von zu Hause lernen wollen. Epidemiologen erwarten, dass bis Mitte März drei Infektionswellen durch das bevölkerungsreichste Land der Erde rauschen werden. Nach der Explosion der Infektionszahlen vor zwei Wochen hatte China seine bis dahin verfolgte strikte Null-Covid-Strategie aufgehoben und viele Maßnahmen wie Lockdowns, Zwangsquarantäne und Massentests beendet.

			IRLAND

			Varadkar neuer Taoiseach

			Dublin - In einem geplanten Wechsel an der Regierungsspitze in Irland hat der bisherige Vize-Premier Leo Varadkar das Amt des Premierministers übernommen. Der irische Präsident Michael D. Higgins ernannte den 43-Jährigen nach einer Sondersitzung des Parlaments am Samstagnachmittag zum neuen Regierungschef, wie der irische Sender RTÉ berichtete. Varadkar von der bürgerlichen Partei Fine Gael löst damit Micheál Martin von der ebenfalls konservativen Partei Fianna Fail ab. Dieser wird von nun an Vize. Auf den Wechsel hatte sich die Koalition, zu der auch die irischen Grünen gehören, bereits zu Beginn ihrer Zusammenarbeit im Jahr 2020 geeinigt. Mit dem geplanten Austausch des Premierministers wechseln auch einige Minister ihre Posten. Die nächsten Wahlen in Irland stehen spätestens 2025 an. (dpa)
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			Weg frei für Neuwahlen 
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			Eine Frau mit einem Schild auf dem „Dina, Dina, Dina! Verräterin und Mörderin“ zu lesen ist, steht vor einer Gruppe Polizisten mit Schutzschilden und Helmen. Bei den zunehmend gewaltsamen Protesten gegen die Absetzung von Präsident Castillo sind nach Angaben der Regierung in verschiedenen Landesteilen Perus Menschen ums Leben gekommen. Tausende Menschen forderten den Rücktritt von Castillos Nachfolgerin Boluarte sowie die Auflösung des Parlaments, baldige Neuwahlen und die Freilassung des inhaftierten Ex-Präsidenten. (Foto: dpa)

			Lima (dpa/mc) - Nach wochenlangen Protesten gegen die Absetzung des früheren peruanischen Präsidenten Pedro Castillo hat der Kongress des Landes den Weg für vorgezogene Neuwahlen freigemacht. Das Parlament stimmte am Dienstag mit großer Mehrheit für eine Verfassungsreform, mit der die Präsidenten- und Kongress-Wahl von 2026 auf April 2024 vorgezogen werden würde. Die Reform muss noch in zweiter Lesung mit einer Zwei-Drittel-Mehrheit bestätigt werden. Übergangspräsidentin Dina Boluarte unterstützte die Initiative.

			Die 60-Jährige plant derweil eine Kabinettsumbildung. Unter anderem wolle sie den Posten des Premierministers neu besetzten, sagte Boluarte in einem Interview, wie peruanische Medien am Sonntag berichteten. So wolle sie „der sozialen Unzufriedenheit begegnen“ und „Brücken des Dialogs bauen“. Die Kabinettsumbildung soll zeitnah umgesetzt werden.

			Der Kabinettschef wird in Peru auch Premierminister genannt, ist aber nur ranghöchster Minister und nicht der Regierungschef des Landes. Pedro Angulo hat dieses Amt erst seit rund zehn Tagen inne.

			Die Situation im Land ist weiterhin gespannt. Das Tourismusministerium lässt Tausende gestrandete Touristen aus der Stadt Cusco wegbringen, die Ausgangspunkt für Touren zur berühmten Inka-Ruinenstadt Machu Picchu ist. „Ich bin in Cusco, um die Evakuierung zu überwachen, nachdem der Flughafen heute wieder geöffnet wurde“, zitierte die peruanische Nachrichtenagentur Andina Tourismusminister Luis Fernando Helguero. 

			Bis zu 4500 gestrandete Touristen und andere Personen, die in die Hauptstadt Lima mussten, seien bereits ausgeflogen worden, so Helguero weiter. „Ich denke, dass am Samstag, spätestens am Sonntag, alle gestrandeten Touristen abreisen werden.“ Die Situation der Touristen in Machu Picchu sei schwieriger, sagte Helguero, auch weil die Zugstrecke beschädigt sei.
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			Kontinent in Kürze

			MEXIKO

			Journalist überlebt Angriff

			Mexiko-Stadt - Ein bekannter mexikanischer Journalist ist nach eigenen Angaben einem bewaffneten Angriff in Mexiko-Stadt unverletzt entkommen. „200 Meter von meinem Haus entfernt schossen zwei Personen auf einem Motorrad auf mich mit der klaren Absicht, mich zu töten“, schrieb der Radio- und Fernsehmoderator Ciro Gómez Leyva auf Twitter am vorigen Freitag. Die Panzerung seines Fahrzeugs habe ihn gerettet. Die Bürgermeisterin von Mexiko-Stadt, Claudia Sheinbaum, verurteilte den Angriff auf den Journalisten. Er bekomme über das Sicherheitssekretariat der Stadt Schutz. 

			BRASILIEN

			Bolsonaro-Anhänger festgenommen

			Brasília - Nach Krawallen von radikalen Anhängern des abgewählten brasilianischen Präsidenten Jair Bolsonaro sind bei Razzien mindestens vier Verdächtige festgenommen worden. Insgesamt gab es mehrere Dutzend Durchsuchungen, wie die Bundespolizei vor wenigen Tagen mitteilte. Demnach hatte das Oberste Gericht in der Hauptstadt Brasília die Durchsuchungsbefehle ausgestellt. Hintergrund sind Proteste von Bolsonaro-Anhängern infolge dessen Niederlage bei der Stichwahl Ende Oktober. Der rechte Amtsinhaber hatte die Präsidentenwahl knapp gegen den linken Ex-Präsidenten Luiz Inácio Lula da Silva verloren. 

			SURINAME

			Niederlande entschuldigen sich

			Den Haag - Etwa 150 Jahre nach dem Ende der Sklaverei in ihren Kolonien haben sich die Niederlande für dieses Unrecht entschuldigt. Ministerpräsident Mark Rutte sprach in einer Regierungserklärung am Montag in Den Haag von historischen Verbrechen: „Wir können Sklaverei in den allerdeutlichsten Worten anerkennen als Verbrechen gegen die Menschlichkeit.“ Der Ministerpräsident sprach vor Vertretern von Nachfahren von versklavten Menschen. Zugleich überbrachten sieben Minister beziehungsweise Staatssekretäre in den früheren Kolonien Suriname sowie auf sechs Karibik-Inseln die Botschaft der Regierung persönlich. 

			USA / MEXIKO

			El Paso ruft Notstand aus

			Washington - Der Bürgermeister der US-Grenzstadt El Paso hat angesichts der hohen Zahl an Migranten den Notstand ausgerufen. „Da wir sehen, dass immer mehr Asylsuchende in unsere Gemeinde kommen, und wir sehen, dass die Temperaturen sinken, und wir wissen, dass Titel 42 am Mittwoch auslaufen wird, dachten wir, dass nun der richtige Zeitpunkt ist, den Notstand auszurufen“, sagte Bürgermeister Oscar Leeser am Wochenende. In den vergangenen Tagen hatte eine ungewöhnlich hohe Zahl an Migranten die Südgrenze der USA nahe der Grenzstadt El Paso im US-Bundesstaat Texas überquert.

			VENEZUELA

			Tote Pelikane

			Caracas - Nach dem vermehrten Auftreten der Vogelgrippe vor allem bei Pelikanen will das Gesundheitsministerium des Krisenstaats Venezuela mit einem Aktionsplan zur Vorbeugung und Behandlung gegen die Krankheit vorgehen. Der Plan sei zusammen mit dem Ministerium für Ökosozialismus, dem Wissenschaftsministerium und dem Agrarministerium entwickelt worden, hieß es in einem Tweet des Gesundheitsministeriums in Caracas am vorigen Freitag. Nähere Angaben machte das Gesundheitsministerium zunächst nicht.

			PERU

			18 Monate U-Haft für Castillo

			Lima - Inmitten zunehmend gewaltsamer Proteste auf den Straßen Perus hat das oberste Gericht weitere 18 Monate Untersuchungshaft für den vom Parlament abgesetzten Präsidenten Pedro Castillo angeordnet. Das teilte das Gericht vor wenigen Tagen via Twitter nach einer Anhörung mit. Demnach wollen die Strafverfolgungsbehörden in dieser Zeit wegen des Vorwurfs der Rebellion gegen Castillo ermitteln, dem mehr als vier Jahre Haft drohen. Mit der Auflösung des Kongresses hatte der Linkspolitiker vor zwei Wochen einem Misstrauensvotum im Parlament zuvorkommen wollen. 

			ECUADOR / NIEDERLANDE

			1,3 Tonnen Kokain zwischen Bananen

			Vlissingen - Niederländische Zollfahnder haben in Vlissingen knapp 1,3 Tonnen Kokain entdeckt, das in zwei mit Bananen beladenen Containern versteckt war. Die Container waren für eine Firma in der Küstenstadt bestimmt, die mit dem Schmuggel nichts zu tun hatte, wie die Staatsanwaltschaft vor wenigen Tagen mitteilte. Die Drogen waren aus Ecuador kommend über den Hafen von Antwerpen angeliefert worden. Das am Mittwoch entdeckte Rauschgift hatte einen Straßenverkaufswert von rund 95 Millionen Euro und war in Paketen von je einem Kilogramm portioniert. Inzwischen wurde das Kokain vernichtet. (dpa/mc)

		

	
		
			Wirtschaft in Kürze
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			Geschäftsnachrichten

			Volkswagen

			VW hat ein Projekt für die Lastwagenherstellung in Argentinien aufgenommen, in das u$s 50 Mio. investiert werden sollen. Die Fabrik, von 15.000 Qm., soll in Córdoba errichtet werden und die Fabrikation 2024 aufnehmen. Es handelt um eine Investition, die zu den u$s 250 Mio. hinzukommt, die VW in Argentinien für die Periode 2022/26 vorgesehen hat. Es sollen zwei Arten des VW-Delivery und zwei des VW-Constellation erzeugt werden. Bisher wurden diese Modelle aus Brasilien importiert. Ab 2025 soll eine Produktion von 3.000 Einheiten pro Jahr erreicht werden. Die Ankündigung erfolgte durch den lokalen Geschäftsführer Marcellus Puig, zusammen mit dem Präsidenten und Geschäftsführer der Lastwagenabteilung von VW, Roberto Cortés. Die Regierung war von Wirtschaftsminister Sergio Massa und Industriesekretär Ignacio de Mendiguren vertreten, und die SMATA-Gewerkschaft von Mario Manrique.

			NotCo

			Dieses chilenische Unternehmen, das sich mit vegetarischer Ernährung (auf Grund von „veganen“ Produkten) befasst, hat bekanntgegeben, in Argentinien einen Kapitabetrag von u$s 70 Mio. erhalten zu haben. Ein Teil davon trägt Marcos Galperín bei, der „Mercado Libre“ kontrolliert, einen anderen die Firma Priceville Capital, die vornehmlich technologische Projekte unterstützt. NotCo wurde in Chile 2016 von Matías Muchnick, Pablo Zamora und Karim Pichara gegründet. Die Firma setzte eine besondere Technologie ein, um verschiedene Nahrungsmittel aus Pflanzen herzustellen.. In Argentinien ist NatCo seit zwei Jahren präsent, und wuchs exponnetiell, nachdem es Abkommen mit Burger King, Mostaza, Freddo u.a. abschloss, die zusammen 4.500 Verkaufsstellen in im Land haben. Umfragen haben ergeben, dss 76% der Einwohner Argentiniens die Absicht haben, mehr vegetalisches Fleisch zu konsumieren. NotCo hat schon 12 US-Patente erhalten, die sich auf Erzeutung von „veganen“ Produkten beziehen.
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